
 

 

 
 

Regierungsratsbeschluss vom 19. März 2018  

 
 Nr. 2018/400  

Ersatz- und Erweiterungsbeschaffungen zur Betriebssicherung und Optimierung der 
Kantonalen Alarmzentrale Solothurn; Bewilligung eines Verpflichtungskredites 
Genehmigung der Projektabrechnung 
  

1. Ausgangslage 

Mit Beschluss Nr. SGB 0054/2015 vom 03. November 2015 hat der Kantonsrat der Ersatz- und Er-
weiterungsbeschaffungen zur Betriebssicherung und Optimierung der Kantonalen Alarmzentra-
le Solothurn für die Polizei Kanton Solothurn zugestimmt. Unter der Führung der Polizei Kanton 
Solothurn erfolgte die Umsetzung der Optimierung sowie die Einführung der neuen Systeme in 
der Kantonale Alarmzentrale Solothurn. Mittels einer Projektorganisation wurden alle beteilig-
ten Stellen eingebunden, wodurch für die verschiedenen Projektphasen schlussendlich eine ho-
he Akzeptanz bei den korpsinternen Nutzern und den kantonalen Stellen erreicht werden 
konnte. Die Arbeiten sind erfolgreich abgeschlossen, die Projektabrechnung liegt vor, die Pro-
jektziele wurden alle erreicht.  

2. Beschluss 

Die Projektabrechnung präsentiert sich wie folgt (in CHF): 
 

Investitionen Verpflichtungskredit Aufwand Abweichung 

Brutto-Investitionen 2'500'000.-- 2'438'611.-- 61'389.-- 

Beitrag SGV 295'000.-- 295'000.-- 0 

Netto-Investitionen 2'205'000.-- 2'143'611.-- 61'389.-- 

Damit werden die veranschlagten Investitionen von 2'205'000 Franken mit einem effektiven 
Aufwand von 2'143'611 Franken um 61'389 Franken unterschritten. Diese Einsparung ergibt 
sich, da nicht alle Reserven eingesetzt werden mussten. 
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3. Beschluss  

Die Projektabrechnung für die Ersatz- und Erweiterungsbeschaffungen zur Betriebssicherung 
und Optimierung der Kantonalen Alarmzentrale Solothurn wird mit einem Gesamtaufwand von 
2'143'611 Franken genehmigt. 

Andreas Eng 
Staatsschreiber 
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